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Schriftliche Kleine Anfrage 

des Abgeordneten Dennis Gladiator (CDU) vom 18.04.16 

und Antwort des Senats 

Betr.: Hektische Fakten statt geordnetem Verfahren am Gleisdreieck Billwer-
der/Mittlerer Landweg? 

Schade, dass das Gleisdreieck Billwerder nicht ebenso bekannt ist wie Blan-
kenese. Denn ein höherer Bekanntheitsgrad sorgt offenbar für mehr Präsenz 
in den Medien und auch eine schnelle Gerichtsentscheidung. Deshalb 
schmerzt es umso so mehr, dass in den Vier- und Marschlanden in Winde-
seile unumkehrbare Tatsachen geschaffen werden. Rechte werden umgan-
gen und Nachbarrechte nicht respektiert. Und es steht zu befürchten, dass 
das Gleisdreieck zur Blaupause für Eidelstedt wird. Dort machen ebenfalls 
Senat und PGH gemeinsame Sache. Obgleich die GRÜNEN seit der 21.  
Legislaturperiode mitregieren, versagen sie in diesem Punkt als Sachwalter 
von Umweltbelangen in Bergedorf. Der notwendige Korridor zwischen den 
Naturschutzgebieten Boberger Niederung und Reit als Biotopverbund wird in 
der Regierungsverantwortung der GRÜNEN durch die Bebauung des Gleis-
dreiecks zerstört. Das als Trostpflaster zum Naturschutzgebiet ausgerufene 
Gebiet „Allermöher Marsch“ war größtenteils als Ausgleichsfläche für den 
Bau der A 26 vorgesehen und wird einfach zur Beruhigung des Gewissens 
umgewidmet. 

Vor diesem Hintergrund frage ich den Senat: 

Die Unterstellungen des Fragestellers sind im Wesentlichen unzutreffend. 

Die Flüchtlingsunterkünfte mit der Perspektive Wohnen am Mittleren Landweg werden 
unter Beachtung aller gesetzlichen Bestimmungen und Rechte Dritter geplant. Dies 
gilt auch für andere Vorhaben in diesem Zusammenhang. Ein Biotopkorridor zwischen 
den Naturschutzgebieten Boberger Niederung und Die Reit bleibt erhalten. Eine aus-
reichende Verbindung zwischen diesen Naturschutzgebieten ist gewährleistet. Die 
Vorhabenfläche stellte sich bislang als intensiv genutztes Grünland ohne Artenbeson-
derheiten dar. Im Übrigen siehe Drs. 21/2860. 

Zutreffend ist, dass Teile des südlich anschließend geplanten Naturschutzgebiets als 
Ausgleichsflächen für den Bau der A 26 vorgesehen sind. Aus der Anlage zu Frage 6. 
wird allerdings ersichtlich, dass das geplante Naturschutzgebiet erheblich über diese 
Ausgleichsflächen hinausgeht.  

Dies vorausgeschickt, beantwortet der Senat die Fragen wie folgt: 

1. Ist es zutreffend, dass die erforderliche Teilbaugenehmigung für das 
Gleisdreieck Billwerder zum Abtragen des Oberbodens, die Aufschüt-
tung des Geländes, die Oberflächenentwässerung sowie die Pfahlgrün-
dung in Windeseile, einen Tag nach der Genehmigung durch die  
Bezirksversammlung am Donnerstagabend, dem 25. Februar 2016, 
mehrheitlich mit den Stimmen der SPD, GRÜNEN und Linken am  



Drucksache 21/4103  Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg – 21. Wahlperiode 

2 

26. Februar 2016 von der Freien und Hansestadt Hamburg erteilt und 
dem Investor mitgeteilt wurde und dieser bereits in den frühen Morgen-
stunden des 29. Februar 2016 mit den Bauarbeiten am Gleisdreieck  
begann?  

Wenn nein, warum nicht? 

Über die Teilbaugenehmigung wurde in der Bezirksversammlung am 28. Januar 2016 
abgestimmt. Der beschlossene Antrag aus der Sitzung vom 25. Februar hatte keinen 
inhaltlichen Bezug zur Teilbaugenehmigung, hier waren weitere Rahmenbedingungen 
zum Mittleren Landweg formuliert und beschlossen worden. Am 29. Februar 2016 
wurde mit der Herrichtung der Baustelle sowie der Baustraße begonnen. 

2. Auf welcher Genehmigungsgrundlage wurden wann Abholzungsarbeiten 
am alten Bahndamm des Gleisdreiecks durchgeführt und warum? Bitte 
Art der Genehmigung, ausstellende Behörde und Datum sowie den  
Beginn der Abholzungsarbeiten und das durchführende Unternehmen/ 
Amt nennen. 

Am südlichen „Alten Bahndamm“ wurden im Rahmen des Bauvorhabens Flüchtlings-
unterbringung keine Gehölze gerodet.  

Rodungsmaßnahmen, die in der in der 7. und 8. Kalenderwoche stattfanden, wurden 
im Auftrag der Behörde für Umwelt und Energie in einiger Entfernung vom geplanten 
Bauvorhaben zur Freistellung von Trockenrasen als naturschutzrechtliche Aus-
gleichsmaßnahme für die Überbauung einer Trockenrasenfläche im Gewerbegebiet 
Allermöhe durchgeführt. Eine Ausnahmegenehmigung nach der Baumschutzverord-
nung wurde vom Bezirksamt Bergedorf erteilt. 

3. Ist es sichergestellt, dass im östlichen Bereich der Neubausiedlung eine 
Anbindung an den Bahndamm in Richtung Neu-Allermöhe (Infrastruktur) 
erfolgt?  

Wenn nein, warum nicht? 

Die für Naturschutz zuständige Fachbehörde strebt eine Wegeverbindung an und 
beabsichtigt, den Senat mit einer entsprechenden Verordnung über das Naturschutz-
gebiet Allermöher Wiesen zu befassen. 

4. Gibt es für die dringend erforderliche Anbindung eine Stellungnahme der 
Polizei, die eine Außenstelle in Neuallermöhe hat?  

Wenn ja, wie lautet diese?  

Wenn nein, warum nicht? 

Die Polizei Hamburg hat im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens nach § 62 der 
hamburgischen Bauordnung eine Stellungnahme durch das Polizeikommissariat 43 
(PK 43) abgeben. PK 43 hat hinsichtlich der Anbindung angemerkt, dass das Quartier 
über eine Erschließungsstraße an das übergeordnete Straßennetz angebunden wer-
den soll und für etwaige Schadensfälle, die zu einer Vollsperrung der Erschließungs-
straße führen, die Empfehlung ausgesprochen, eine alternative Wegeführung über 
einen der nördlich und südlich des Baugebietes verlaufenden Wege zu ermöglichen. 
Etwaige Schadensfälle mit Vollsperrungen würden das Wohngebiet anderenfalls ver-
kehrstechnisch isolieren. 

5. Welche rechtlichen Konsequenzen haben die Anwohnerbeschwerden 
gegen die Bauarbeiten am Gleisdreieck Billwerder außerhalb der zuläs-
sigen Arbeitszeiten (gehabt)? 

Die im Bauamt vorgetragenen Beschwerden durch Anlieger zum eigentlichen Baube-
ginn vor 7 Uhr wurden umgehend an den Bauherren weiter geleitet. Im Ergebnis wur-
den alle Baufirmen durch eine schriftliche Anweisung dazu verpflichtet, sich an die 
vorgegebenen Bauzeiten zwischen 07 und 20 Uhr zu halten. Die Bauleitung gewähr-
leistet zusätzlich vor Ort die Einhaltung der festgesetzten Bauzeiten. Es kam seitdem 
zu keinen weiteren Beschwerden.  
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6. Im Landschaftskorridor Allermöhe sind für den Bau der A 26 Teilflächen 
zur Umsetzung von Ersatzmaßnahmen nach der naturschutzrechtlichen 
Eingriffsregelung vorgesehen (Drs. 21/2327). Inwiefern sind diese iden-
tisch mit dem Naturschutzgebiet „Allermöher Marsch“? Bitte anhand  
einer Karte darstellen. 

Siehe Anlage. 

Die Einbeziehung dieser Flächen erfolgt mit dem Ziel einer stärkeren, dauerhaften 
Unterschutzstellung. 
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